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VCI-Stellungnahme zum Bundesklimaschutzgesetz 

 

 Für die chemische Industrie ist Klimaschutz ein zentrales Ziel. Die chemische 

Industrie in Deutschland hat seit 1990 ihre Treibhausgas-Emissionen 

(energiebedingte CO2- und Lachgasemissionen) um rund 50% gesenkt und wird 

diesen Weg weiter beschreiten. Klimaschutz ist ein wesentlicher Teil der 

Geschäftsstrategie von Chemie-Unternehmen. Die chemische Industrie trägt mit 

ihren verschiedensten Produkten aktiv zum Klimaschutz bei.  

 Der VCI unterstützt den Beitrag der Europäischen Union (EU) zur Erreichung des 

globalen 2-Grad-Ziels 2050. Eine Renationalisierung der europäischen Klimapolitik 

ist kontraproduktiv, ineffektiv, ineffizient und führt zu Doppelregulierung.  

 Industrie und Energiewirtschaft sind größtenteils bereits vom europäischen 

Emissionshandel (EU ETS) erfasst und abschließend geregelt. Alle Vorschläge für 

zusätzliche nationale Minderungsbeiträge in den durch den ETS geregelten 

Sektoren verkennen, dass der EU ETS schon einen rechtsverbindlichen 

Minderungspfad vorsieht. Es beruht auf einem geschlossenen Marktmechanismus, 

mit dem innerhalb der EU die zulässige Summe der Treibhausgasemissionen der 

vom EU ETS erfassten Energie- und Industrieanlagen jährlich festgelegt und 

reduziert wird. Dieses System entfaltet insoweit eine Sperrwirkung und schließt in 

diesem Umfang zusätzliche nationale Regelungen in EU-Mitgliedstaaten wie ein 

Bundesklimaschutzgesetz (KSG) aus. Da die EU ETS-Regelungen Vorrang 

entfalten, machen sie ein Bundesklimaschutzgesetz zumindest für die vom EU ETS 

erfassten Sektoren obsolet, wenn nicht sogar europarechtlich unzulässig. Dies 

betrifft vor allem 

 die verbindlichen Klimaschutzziele für 2030 und 2050, 

 die verbindlichen Klimaschutzziele für die einzelnen ETS-Sektoren (Sektorziele) 

 und die Idee jährlicher Treibhausgas- oder CO2-Budgets. 

 Die beabsichtigte Stilllegung von Kohlekraftwerkskapazitäten in Deutschland ist in 

der EU ETS-Richtlinie als Option bereits abgebildet. 

 Auch für die Wirtschaftsbereiche, die nicht vom EU ETS erfasst werden, gibt es mit 

der europäischen Effort Sharing-Verordnung vom 31. Mai 2018 eine Regelung auf 

EU-Ebene. Diese wird durch EU-Sektorregulierungen unterstützt, beispielsweise im 

Fall des Verkehrssektors durch EU-Regulierungen zur deutlichen Reduzierung der 

CO2-Flottengrenzwerte bis 2030 für PKW und LKW. Gleichwohl entfaltet die Effort 

Sharing-Verordnung keine abschließende Wirkung wie der EU ETS, so dass für die 

Sektoren des Nicht-ETS-Bereiches (Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft, 
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Abfallwirtschaft und Sonstiges) grundsätzlich Raum für nationale Klimaschutz-

Regelungen besteht. 

 Auch für diese Sektoren sollte ebenfalls keine Festschreibung rechtsverbindlicher 

Klimaschutzziele erfolgen. Klimaschutz in dieser Weise rechtsverbindlich zu 

machen hätte vielmehr zur Folge, Klagen zur Durchsetzung von Klimaschutzzielen 

erheblich zu erleichtern und damit der Politik die Entscheidungshoheit beim 

Klimaschutz aus der Hand zu nehmen. 

 Ein KSG muss den Klimaschutz neben gleichrangige und gleich verbindliche Ziele 

wie Energieversorgungssicherheit, hohe industrielle Wertschöpfung, 

Arbeitsplatzsicherung, internationale Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und 

bezahlbare Energiepreise stellen. Rechtsverbindlicher Klimaschutz kann nicht 

isoliert als prioritäres Ziel vor anderen betrieben werden. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ansprechpartner: , Referentin Energiepolitik, Abteilung Energie, Klimaschutz und 
Rohstoffe 
Telefon: +49 (30) 200599-  
E-Mail: @berlin.vci.de 

Internet: www.vci.de · Twitter: http://twitter.com/chemieverband · Facebook: http://facebook.com/chemieverbandVCI 

 
Verband der Chemischen Industrie e.V. 
Mainzer Landstraße 55, 60329 Frankfurt 
 

 Registernummer des EU-Transparenzregisters: 15423437054-40 

 Der VCI ist in der „öffentlichen Liste über die Registrierung von Verbänden und deren 

Vertretern“ des Deutschen Bundestags registriert. 

Der VCI vertritt die wirtschaftspolitischen Interessen von rund 1.700 deutschen 

Chemieunternehmen und deutschen Tochterunternehmen ausländischer Konzerne gegenüber 

Politik, Behörden, anderen Bereichen der Wirtschaft, der Wissenschaft und den Medien. Der 

VCI steht für mehr als 90 Prozent der deutschen Chemie. Die Branche setzte 2018 über 204 

Milliarden Euro um und beschäftigte rund 462.000 Mitarbeiter. 
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